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„Epochenwechsel.
Unser digital-
autoritäres
Jahrhundert“
Brandstätter-Verlag

Wolfgang Petritsch
schildert eine neue
Weltordnung im

Zeichen der Digitalisierung. Der Diplomat
war unter anderem EU-Chefvermittler bei
den Kosovo-Gesprächen in Rambouillet
1999 und Hoher Repräsentant in Bosnien.

WOLFANG

Wolfgang Petritsch fordert „europäische Handschrift auf dem Balkan“. [ Katharina F.-Roßboth ]

Verfassungsreform zementiert al-Sisi-Diktatur in Ägypten
Analyse. Präsident al-Sisi sichert sich in einem dubiosen Referendum eine Amtszeit bis 2030 und baute seinen Einfluss auf die Justiz aus.

Von unserem Mitarbeiter
MARTIN GEHLEN

Tunis/Kairo. Mit einem selbst für
ägyptische Verhältnisse beispiello-
sen Ausmaß an Manipulation,
Wählerbestechung und Ein-
schüchterung hat das Regime von
Präsident Abdel Fatah al-Sisi über
die Ostertage seine Verfassungsän-
derungen durchgesetzt. Die Höhe
der Wahlbeteiligung, die für die
Glaubwürdigkeit des Referendums
entscheidend ist, haben die Behör-
den am Dienstagabend offiziell mit
44 Prozent benannt. Die Zustim-
mung lag nach diesen Angaben bei
88 Prozent.

Damit soll die Wahlbeteiligung
höher gewesen sein als beim ers-

ten Verfassungsreferendum (41
Prozent) im März 2011, also kurz
nach dem Arabischen Frühling,
der ersten wirklich demokrati-
schen Abstimmung in der moder-
nen Geschichte Ägyptens. Damals
warteten die Ägypter in langen
Schlangen vor den Wahllokalen,
anders am vergangenen Wochen-
ende: Es herrschte die bei al-Sisi-
Wahlen übliche gähnende Leere.

Die geänderte Verfassung er-
laubt dem Ex-Feldmarschall eine
Amtszeit bis 2030 und zementiert
dessen Kontrolle über die Justiz.
Das Militär erhält als „Garant und
Beschützer der Verfassung“ erheb-
lich mehr politischen Einfluss. Zu-
dem wird – wie unter Hosni Muba-
rak – mit dem Senat eine zweite

Parlamentskammer geschaffen,
deren Mitglieder der Präsident zu
einem Drittel bestimmt. Auch das
Amt eines Vizepräsidenten wird
reaktiviert. Mindestens 25 Prozent
aller Parlamentssitze sind künftig
Frauen vorbehalten.

Jede Debatte ausgeschaltet
Das Referendum über diese von
al-Sisi, Armee und Geheimdienst
initiierten Verfassungsänderungen
war die bisher bizarrste Prozedur
sogenannter demokratischer Wil-
lensbildung in Ägypten. Bereits
72 Stunden, nachdem das al-Sisi-
ergebene Parlament die 20 modifi-
zierten Artikel mit 531 zu 22 Stim-
men durchgewinkt hatte, wurde
der dreitägige Volksentscheid an-

gesetzt. Damit sollte jede öffentli-
che Debatte über das Für und Wi-
der der Verfassungsreform von
vornherein ausgeschaltet werden.

Stattdessen wurden die Stra-
ßen mit „Ja“-Plakaten gepflastert,
„Nein“-Plakate gab es nirgend-
wo. 34.000 Websites ließen die Si-
cherheitsbehörden pauschal sper-
ren, um auf die Schnelle eine klei-
ne Internetunterschriftenkampag-
ne gegen das Referendum blockie-
ren zu können. Minibusfahrer be-
richteten, sie seien von Polizisten
gezwungen worden, Leute zu den
Wahllokalen zu fahren. Augenzeu-
gen beobachteten, wie nahe den
Wahllokalen Lebensmittelpakete
an Menschen ausgeteilt wurden,
die an der Abstimmung teilgenom-

men hatten. Andere bekamen un-
geniert Geldscheine in die Hand
gedrückt. Ähnlich wie bei den al-
Sisi-Präsidentschaftswahlen 2014
und 2018 wurden auch diesmal
Hurra-Chöre von Wahllokal zu
Wahllokal kutschiert.

Ägyptens starker Mann zeigte
sich mit dem Ergebnis sehr zufrie-
den. Wieder einmal hätten die
Ägypter die Welt mit ihrem Patrio-
tismus verblüfft, schrieb Präsident
al-Sisi auf seiner Facebook-Seite.
Dieses wunderbare Ereignis sei
durch die Ägypter und ihre übliche
Genialität geschaffen worden, füg-
te er hinzu, „indem sie an dem Re-
ferendum teilnahmen und so ihre
politischen und verfassungsgemä-
ßen Rechte praktizierten“.

Interview. Der österreichische Diplomat Wolfgang Petritsch warnt vor der Globalisierung des autoritären Modells. Europa
müsse den Digitalgroßmächten China und USA entgegentreten und bei Lösungen auf dem Balkan federführend sein.

„Dann wird Europa Anhängsel der Weltpolitik“
VON WIELAND SCHNEIDER

Die Presse: Vor 20 Jahren flog die
Nato Luftangriffe auf Jugosla-
wien, um den Kosovo-Albanern
beizustehen. Zuvor hatten Sie als
EU-Vertreter in Rambouillet ver-
handelt, um eine friedliche Lö-
sung zu erreichen. Was ist bei
den Gesprächen schiefgelaufen?
Wolfgang Petritsch: Ich habe mir
damals die Frage gestellt, ob es
überhaupt möglich ist, noch vor
einer Militärintervention einen
Friedensplan erfolgreich zu ver-
handeln. In Bosnien hatte eine
Nato-Intervention entscheidend
dazu beigetragen, dass es danach
zum Frieden von Dayton kam. Im
Kosovo war es umgekehrt: Da ha-
ben wir vorher monatelang ver-
mittelt. Immerhin ist es uns gelun-
gen, in Rambouillet rechtliche
Grundlagen für die Zeit nach der
Nato-Intervention zu legen; be-
kanntlich gilt heute noch die
UNO-Resolution 1244.

Vor allem in Serbien gibt es bis
heute die Meinung, die USA hät-
ten um jeden Preis einen Militär-
schlag durchführen wollen.
Nicht nur bei den Amerikanern,
auch bei den Europäern war die
Geduld schon sehr strapaziert: In
Ex-Jugoslawien herrschte seit 1991
Krieg, es gab über 100.000 Tote.
Srebrenica mit 8000 Getöteten
stand als Metapher für das Versa-
gen der internationalen Gemein-
schaft in Bosnien. Vor allem in der
rot-grünen deutschen Koalition
dominierte die Befürchtung vor
einem „zweiten Srebrenica“. Das
hat schon vor Rambouillet un-
glaublichen Druck aufgebaut. Ein
rhetorisches „Nie wieder“ und die
Intransigenz des serbischen
Machthabers Slobodan Milošević
waren sehr ungünstige Vorausset-
zungen für eine friedliche Lösung.

Würden Sie aus heutiger Per-
spektive etwas anders machen?
Diese Frage habe ich mir auch oft
gestellt. Wir haben wirklich alles

versucht. Ich erinnere mich, wie
der russische Verhandler nur
Stunden vor Beginn der Nato-In-
tervention bei unserem letzten
Treffen mit Milošević zu ihm ge-
sagt hat: Was wäre, wenn wir die
Verhandlungen ganz neu begin-
nen würden? Milošević hatte da-
ran absolut kein Interesse. Ich
sehe in seiner Politik die eigentli-
che Ursache des Scheiterns; seine
Verhandler – und das waren erfah-
rene Profis – hatten ja bereits
grundsätzlich zugestimmt.

Zuletzt zirkulierten Ideen, mit
Grenzänderungen eine Einigung
zwischen Serbien und dem Ko-
sovo herbeizuführen. Sorgt man
damit nicht für neue Probleme?
Tatsächlich verweist der Vorschlag
auf den desaströsen Zerfall Jugo-
slawiens. Insofern ist er eine äu-
ßerst heikle Sache. 20 Jahre da-
nach ist für mich das Neue und
Entscheidende, dass sich erstmals
zwei Staatenlenker des Balkans öf-
fentlich für einen friedlichen
Kompromiss aussprechen. Die
EU-Außenbeauftragte Mogherini
und Kommissar Hahn unterstüt-
zen daher eine von beiden Seiten
ausverhandelte regionale Lösung –
ähnlich wie in Mazedonien.

Wird damit nicht in Bosnien der
Ruf nach Grenzänderung lauter?
Grenzänderungen kann es nur
zwischen Staaten geben. Diese Vo-
raussetzungen fehlen in Bosnien.
Dennoch: Nach der Einigung zwi-
schen Serbien und dem Kosovo
müssten alle Grenzen in der Re-
gion in einem verbindlichen Ab-
kommen von den betroffenen
Staaten, der EU, Russland und den
USA garantiert werden. Ob das die
auslaufende EU-Kommission
noch schafft, weiß ich nicht. Dass
nach dem erwartbaren Zugewinn
bei den nationalistischen, pro-rus-
sischen Kräften bei den EU-Wah-
len die nächste Kommission mit
Salvini-, Orbán- und Kaczyński-
Kommissaren keine EU-freundli-
che Balkanpolitik betreiben wird,
ist zu befürchten. Meine Sorge ist,
dass es dann keine europäische
Lösung mehr geben wird, sondern
Moskau oder Washington eigene
„Lösungen“ forcieren könnten.
Die jüngste deutsch-französische
Initiative, die Einladung nach Ber-
lin am 29. April, scheint die Not-
wendigkeit einer raschen – euro-
päischen – Lösung zu bestätigen.

Während der Nato-Intervention
vor 20 Jahren hatten die USA
eine starke Position. Trotz inter-
ner Diskussionen standen in der
Nato Amerikaner und Europäer

zusammen. Wie sieht das heute
unter US-Präsident Trump aus?
Washington hat heute weniger In-
teresse an einer gemeinsamen Lö-
sung auf dem Balkan. Deshalb ist
die EU gefordert. Was, wenn
Trump einen „Deal“ zwischen Bel-
grad und Prishtina macht? Hin-
weise gibt es bereits. Und eine Lö-
sung zustande kommt, die
schlecht für die Region und die EU
ist? Das ist unter allen Umständen
zu verhindern. Die Handschrift auf
dem Balkan muss eindeutig euro-
päisch sein – und nicht amerika-
nisch, russisch oder chinesisch.

Aber was sollte Europa tun?
Europa muss sich auf die Hinter-
beine stellen: sicherheitspolitisch,
wirtschaftlich und im Einigungs-
prozess insgesamt. Es muss die
Reform der EU vorantreiben, auch
wenn das jetzt im Augenblick mit
Renationalisierung und autoritä-
ren Tendenzen nicht sehr realis-
tisch erscheint. Die EU muss aus
eigenem Interesse darauf schauen,
dass die Prinzipien der liberalen
Demokratie und der Menschen-
rechte gestärkt werden. Diese sind
mittlerweile zu einer Minderhei-

tenposition geworden: Derzeit
zeichnet sich keine Globalisierung
der liberalen Demokratie ab, son-
dern eher die Globalisierung des
autoritären Modells.

Europa steht dabei auch Russ-
land und China gegenüber.
Genau. Ein tragfähiges Verhältnis
zu Moskau ist unabdingbar, eine
Voraussetzung für die Lösung des
Ukraine-Problems. Auf dem Bal-
kan ist die große Herausforderung
weniger Russland, sondern China.
Es ist bedauerlich, wie schwach
die europäische Dynamik in Süd-
osteuropa geworden ist. In dem
Maße, in dem China seine Initiati-
ven vorantreibt, verliert Europa an
Attraktivität. Peking exportiert ein
alternatives Modell, das auch we-
gen Chinas wirtschaftlicher Erfol-
ge für manche attraktiv wirkt.

Was unterscheidet Chinas Vorge-
hensweise von der Russlands?
Zweifellos hat Russland als Ziel die
Schwächung der EU. China agiert
nicht grundsätzlich gegen Europa.
Es will einen Geschäftspartner, bei
dem man investieren und zu dem
man exportieren kann. Es wäre

aber naiv, Pekings Projekt der
Neuen Seidenstraße und sein
17+1-Format nur wirtschaftlich zu
sehen. Dahinter steckt eine glo-
bale Strategie, sie reicht tief in das
europäische Projekt hinein. Die
politischen Folgen sah man etwa,
als im UN-Menschenrechtsrat eine
gemeinsame EU-Position zu Chi-
na nicht mehr möglich war, da
Griechenland gegen eine Sanktio-
nierung Pekings war – aus Rück-
sicht auf chinesische Interessen.
Natürlich sind Investitionen will-
kommen – aber nach einheitlichen
europäischen Regeln.

In Ihrem neuen Buch schreiben
Sie, dass die Digitalisierung völ-
lige Neuerungen – einen Epo-
chenwechsel – in der internatio-
nalen Politik gebracht hat.
Die neue digitale Komponente der
technologischen Entwicklungen ist
allumfassend: von den persönli-
chen Lebensbereichen über die Ar-
beitswelt, Welthandel bis zum be-
reits laufenden „Cyberwar“. Ein
Tweet des US-Präsidenten bewirkt
rund um den Globus mehr als je-
des traditionelle Treffen der Staats-
und Regierungschefs, etwa im
längst überholten G7- oder
G20-Format. Die Hierarchie der
Entscheidungsfindung wird so auf
den Kopf gestellt; weg vom multila-
teralen Ausverhandeln, wie es die
EU kennzeichnet, hin zu einseiti-
gen autoritären Entscheidungen.

Ist Europa dafür gewappnet?
Es sollten schon längst die Alarm-
glocken läuten, dass keine euro-
päische Firma unter den 20 größ-
ten Technologiekonzernen ist. Wie
kann sich Europa zwischen den
Digitalgroßmächten USA und Chi-
na platzieren? Wo ist Europa in
der „künstlichen Intelligenz“? Mit
über 500 Millionen Einwohnern
haben wir zwar Marktmacht. Aber
Europa muss mit einer Stimme
sprechen. Die neue Weltordnung
wird ganz entscheidend von der
Digitalisierung bestimmt werden.
Es muss in unserem Interesse sein,
dass es dabei zu keinem „Chimeri-
ka“ kommt. Eine solche Bipolarität
würde Europa zum Anhängsel der
Weltpolitik – zum Objekt – degra-
dieren. Europas Ziel muss koope-
rative Multipolarität sein. Daher
ist eine umfassendere Zusammen-
arbeit mit regionalen demokrati-
schen Mächten wie Kanada, Aus-
tralien, Japan, Indien, auch in Afri-
ka und Lateinamerika, nötig. Es
gilt, ein global vernetztes Gegen-
gewicht zu bilden. Und so zu
einem kooperativen Multilateralis-
mus der neuen Art für das 21. Jahr-
hundert zu kommen.


